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Einleitung und Hintergrund

Die Delegation im Gemischten Parlamentarischen Ausschuss EU-Chile hat vom 20. bis
21. September 2021 fünf Parlamentsabgeordnete auf Delegationsreise nach Chile entsandt. Es
handelte sich hierbei um eine der ersten Delegationen, die seit Beginn der COVID-19-Pandemie
vom Europäischen Parlament nach außerhalb Europas entsandt wurden. Somit stellte diese
Reise einen ersten Schritt zurück in die postpandemische Normalität dar und machte deutlich,
dass die wichtige Rolle, die dem Europäischen Parlament im Bereich der parlamentarischen
Diplomatie zukommt, wieder aufgenommen wird.

Der Arbeitsbesuch in Chile erwies sich als außerordentlich hilfreich, um unmittelbar zu
erfahren, wie sich die wichtige politische Landschaft in dem Land verändert: mit den am
21. November 2021 stattfindenden Parlaments- und Präsidentschaftswahlen (mit einem
voraussichtlichen zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahl am 19. Dezember) und mit der
Vorbereitung einer neuen Verfassung, die die Voraussetzungen für die politische,
wirtschaftliche und gesellschaftliche Zukunft des Landes schaffen soll. Darüber hinaus
befanden sich die Verhandlungen für die Modernisierung des seit 2002 bestehenden
Assoziierungsabkommens zwischen der EU und Chile zu diesem Zeitpunkt in einer
entscheidenden Phase mit konkreten Aussichten auf einen baldigen Abschluss. Die
Beziehungen zwischen Chile und der Europäischen Union sind ausgezeichnet und beruhen auf
gemeinsamen Werten und Grundsätzen, bei denen die Verteidigung der Demokratie, das
Rechtsstaatsprinzip und eine auf Gerechtigkeit, Inklusion und Nachhaltigkeit ausgerichtete
Entwicklung im Mittelpunkt stehen.

Das letzte bilaterale Treffen auf parlamentarischer Ebene hatte anlässlich der 26. Sitzung des
Gemischten Parlamentarischen Ausschusses EU-Chile im Juni 2018 stattgefunden. Später
hatten Ereignisse wie die Wahl zum Europäischen Parlament im Mai 2019, die Proteste im
Oktober 2019 und der Ausbruch von COVID-19 ab März 2020 weitere parlamentarische
Treffen zwischen Chile und der EU verhindert, obwohl gemäß der Geschäftsordnung des
Gemischten Parlamentarischen Ausschusses EU-Chile vorgesehen ist, dass diese Treffen
mindestens einmal jährlich stattfinden.

Nachstehend sind die wichtigsten Themen beschrieben, die im Mittelpunkt unserer Gespräche
mit den chilenischen Partnern standen.

Verhandlungen über die Modernisierung des Assoziierungsabkommens zwischen der EU
und Chile

Das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Chile wurde 2002 geschlossen. Die fast
20-jährige Anwendung des Abkommens brachte für beide Seiten große Vorteile und trug
entscheidend dazu bei, die bilateralen Beziehungen zu stärken. Dennoch wurde in den letzten
Jahren deutlich, dass es einer Modernisierung und Ausweitung des Anwendungsbereichs des
Abkommens bedarf, um mit der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung, dem Welthandel
und den neuen sozialen Herausforderungen Schritt halten zu können. Die Verhandlungen zur
Modernisierung des Abkommens wurden 2017 aufgenommen und waren zum Zeitpunkt der
Organisation des Arbeitsbesuchs im Hinblick auf die politische Säule nahezu abgeschlossen
und im Hinblick auf die Säulen Handel und Entwicklung bereits weit fortgeschritten mit
konkreten Aussichten auf einen baldigen Abschluss.
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Im Rahmen der Treffen mit verschiedenen Partnern während des Arbeitsbesuchs konnten wir
die gegensätzlichen Positionen prüfen, die einerseits von der Regierung und der sie
unterstützenden parlamentarischen Koalition und andererseits von einigen Mitgliedern des
Verfassungskonvents einschließlich seines Präsidenten sowie von einigen gesellschaftlichen
Bewegungen vertreten werden. Während Erstere zu einem baldigen Abschluss des
Assoziierungsabkommens drängen, das als treibende Kraft für eine stabilere und ehrgeizigere
bilaterale Beziehung betrachtet wird, was darüber hinaus zu einer weiteren Annäherung
zwischen der Europäischen Union und dem lateinamerikanischen Kontinent beitragen soll,
vertreten Letztere die Auffassung, dass kein Handelsabkommen geschlossen werden sollte,
solange noch kein neuer Verfassungstext mit den Grundsätzen, Richtlinien und Grenzen für die
Annahme solcher Abkommen verabschiedet wurde. In diesem Zusammenhang muss allerdings
darauf hingewiesen werden, dass die wichtigsten Kandidaten für die Präsidentschaftswahl das
Abkommen unterstützen.

Im Rahmen der Treffen betonten die Delegationsmitglieder, dass die laufenden Verhandlungen
nicht darauf abzielen, ein neues Abkommen hervorzubringen, sondern dass ein bereits seit fast
zwanzig Jahren bestehendes Abkommen, das für beide Seiten zu greifbarem Nutzen geführt
hat, aktualisiert werden soll. Sie machten darüber hinaus deutlich, dass das neue Abkommen
sehr viel mehr wäre als ein reines Handelsabkommen, da es auch politische Aspekte und Fragen
der Zusammenarbeit berücksichtigen und unter anderem ein spezifisches Kapitel zur
Geschlechtergleichstellung, zum Schutz von sozialen Rechten und Arbeitnehmerrechten, zur
Bekämpfung der Korruption und der organisierten Kriminalität, zum Umweltschutz und zur
Bekämpfung des Klimawandels, zu nachhaltiger Entwicklung und zum Schutz von KMU
umfassen soll. Hervorgehoben wurde insbesondere, welch großen Wert die Europäische Union
in ihren Abkommen mit Drittländern oder Regionen auf die Menschenrechtsklauseln und die
Nachhaltigkeitsbestimmungen legt, während diese Aspekte in Abkommen, die von anderen
Großmächten vorgeschlagen werden, eklatant fehlen. Außerdem wiesen sie darauf hin, dass
objektive und positive Informationen über das neue Abkommen im weiteren politischen und
sozialen Umfeld unterstützt werden sollten.

Auf jeden Fall muss festgestellt werden, dass es in der derzeitigen Debatte in Chile über die
Politik des Landes im Bereich von internationalen Übereinkommen nicht allein um das
zukünftige Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Chile geht, sondern dass auch die
Ratifizierung des transpazifischen Freihandelsabkommens CPTPP (Comprehensive and
Progressive Agreement for Trans-Pacific Partnership) durch Chile noch aussteht, weil sie seit
Monaten im Nationalkongress zum Stillstand gekommen ist. Vor diesem Hintergrund scheint
sich abzuzeichnen, dass die Frage nach der Unterzeichnung von Abkommen mit Drittländern
in der chilenischen Politik und Gesellschaft schon bald zu Spaltungen führen könnte.

Der Verfassungskonvent und der verfassungsgebende Prozess in Chile

Der Verfassungskonvent und der verfassungsgebende Prozess in Chile waren praktisch bei
allen Treffen, die im Rahmen des Arbeitsbesuchs stattfanden, ein Thema, so auch bei einem
Treffen mit renommierten Universitätsprofessoren. Die Delegationsmitglieder brachten
gegenüber den chilenischen Partnern ihre Bewunderung dafür zum Ausdruck, dass es gelungen
ist, einen schlimmen sozialen Konflikt, der nach jahrelangem Schwelen im Oktober 2019 offen
ausgebrochen war, durch ein Verfassungsreferendum im Oktober 2020 und die Wahl zum
Verfassungskonvent im Mai 2021 institutionell zu regulieren. Sie äußerten sich außerdem
anerkennend darüber, dass es sich bei dem Verfassungskonvent um ein Organ mit einem
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ausgewogenen Verhältnis von Frauen und Männern und mit einer angemessenen Vertretung
der indigenen Völker handelt, was sich in der Tatsache zeigt, dass eine Frau vom Volk der
Mapuche zur Präsidentin des Verfassungskonvents gewählt wurde.

Die Delegation stellte fest, dass die Verfassungsdebatte sehr umfassend geführt wird und bis in
die Kernaspekte der politischen Organisation hinein reicht. So wird beispielsweise über das
Regierungssystem, bei dem ein Präsidialsystem, ein semipräsidentielles oder ein
parlamentarisches System infrage kommen, oder auch über die Machtverteilung zwischen der
Zentralregierung und den Regionen diskutiert. Die Präsidentin des Konvents erklärte, dass die
Ursache in der Geringschätzung der klassischen Volksvertretungsorgane und in Situationen zu
finden ist, in denen ganze Gruppen wie beispielsweise Frauen, Indigene, LGTBI-Personen oder
ärmere Bevölkerungsgruppen ausgegrenzt werden, was zu sozialer Spaltung führt. Andere
Experten führten als weitere Ursachen auch die Krise der politischen Eliten und das Erfordernis
der Erneuerung an. Der Verfassungskonvent ist somit aufgerufen, eine ganze Reihe von
gleichzeitig auftretenden Krisen in Chile zu bewältigen: eine politische Krise, eine
wirtschaftliche Krise, eine gesellschaftliche Krise, eine ökologische Krise und eine Krise der
Menschenrechte. Dies soll mit einer neuen Art, Politik zu betreiben, sowie mit Mitgliedern, die
aus allen Regionen und aus allen politischen und sozialen Bewegungen stammen, gelingen.

Die Delegationsmitglieder hoben die enormen Erwartungen hervor, die der chilenische
verfassungsgebende Prozess auf regionaler Ebene und weltweit geweckt hat, und sie wiesen
auf mögliche Parallelen zu den Debatten hin, die im Rahmen der Konferenz zur Zukunft
Europas geführt werden. Sie zeigten sich allerdings auch besorgt angesichts des engen
Zeitfensters, das dem Verfassungskonvent für die Ausarbeitung der neuen Verfassung zur
Verfügung steht (neun Monate mit einer möglichen Verlängerung um drei Monate), angesichts
der beträchtlichen Heterogenität der Mitglieder, des offensichtlichen Mangels an Konsens und
der Tatsache, dass Beschlüsse mit einer Zweidrittelmehrheit verabschiedet werden müssen und
dass die ersten drei Monate der Konventstätigkeit zunächst darauf verwendet werden mussten,
Vorfragen und Verfahrensfragen zu lösen. Die Partner und insbesondere die Präsidentin und
der Vizepräsident des Verfassungskonvents äußerten sich jedoch trotzdem zuversichtlich, dass
die Aufgabe innerhalb der gesetzten Frist gelöst werden kann.

Aus den Gesprächen mit den Experten lässt sich schließen, dass nicht damit gerechnet wird,
dass eventuell keine Einigung über den Wortlaut der neuen Verfassung erzielt werden kann. Es
gebe ein Bewusstsein dafür, dass das Verfahren nicht scheitern darf, weil dies die
Unzufriedenheit in der Gesellschaft weiter schüren würde. Es wird außerdem davon
ausgegangen, dass es zu einer Entwicklung in Richtung einer stärkeren Dezentralisierung der
Befugnisse kommen wird, was den Regionen und den indigenen Völkern zugute kommen wird.
Es wurde darauf hingewiesen, dass das konventionelle Verfahren auf tönernen Füßen steht und
dass es Kräfte an den äußeren politischen Rändern gibt, die es willentlich erschweren. Dies
stärke jedoch das Bewusstsein dafür, dass ein Scheitern nicht infrage kommt. Abschließend
lässt sich wohl feststellen, dass das Verfahren zwar neue Möglichkeiten eröffnet, dass es jedoch
keine unmittelbaren Lösungen für einige drängende Fragen bieten wird, wie beispielsweise den
Zugang zu Ressourcen oder Wasser. Diese könnten durch Übergangsbestimmungen geregelt
werden, die später im Zuge der gesetzgeberischen Entwicklungen festgelegt werden müssen.

Treffen mit Vertretern verschiedener Gruppen der Zivilgesellschaft
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Besonders große Bedeutung kam bei dem Arbeitsbesuch in Chile dem Treffen mit Vertretern
von Menschenrechtsorganisationen, Frauenrechtsorganisationen und Organisationen der
indigenen Völker zu. Bei den Protesten im Oktober 2019 spielten die gesellschaftlichen
Bewegungen eine herausragende Rolle. Sie deckten eine Reihe von Schwachstellen im
politischen System und im Gesellschaftsmodell Chiles auf und beeinflussen nun in hohem
Maße die aktuelle Richtung der Reformen. Im Rahmen ihres Arbeitsbesuchs nahmen sich die
Delegationsmitglieder viel Zeit dafür, sich über die Probleme zu informieren, mit denen sie zu
kämpfen haben, und ihre Sichtweise in Bezug auf die aktuelle politische und gesellschaftliche
Situation kennenzulernen.

Die Menschenrechtsorganisationen zeigten sich frustriert darüber, wie langsam die
Gerichtsverfahren wegen Übergriffen der Sicherheitskräfte bei den Ereignissen ab dem
18. Oktober 2019 geführt werden und dass es keine Wiedergutmachung für die Opfer dieser
Übergriffe gibt. Dadurch werde der Gesellschaft ein Gefühl der Straflosigkeit vermittelt. Die
Organisationen vertreten die Ansicht, dass der Gesetzentwurf zur Reform der Sicherheitskräfte,
der derzeit im Kongress blockiert wird, umgehend verabschiedet werden muss und dass die
Bediensteten der Strafverfolgungsbehörden im Hinblick auf die Handlungsprotokolle, die mit
den Grundsätzen der Menschenrechte im Einklang stehen müssen, entsprechend ausgebildet
werden müssen. Die Organisationen fordern darüber hinaus, dass der Staat sich nicht länger als
nur hilfsweise für die Menschenrechte zuständig betrachten darf, sondern sich voll und ganz in
deren Dienst stellt und für ihre Einhaltung sorgt. Ebenfalls zur Sprache kam die Situation der
Migranten. Die Organisationen vertreten die Auffassung, dass das neue Einwanderungsgesetz
Schwächen aufweist und Rechtsverletzungen nicht verhindert, insbesondere was den Bereich
Asylanträge, Flüchtlinge und Rückführungen anbelangt.

Die Frauenrechtsorganisationen betonten, dass es während der Proteste im Oktober 2019 zu
Misshandlungen von Frauen und auch zu sexuellem Missbrauch durch Sicherheitskräfte kam
und prangerten an, dass es in der Gesellschaft und in den Massenmedien in Chile immer noch
geschlechtsspezifische Diskriminierung gibt. Sie bedauerten zudem, dass wichtige
Gesetzentwürfe zur Änderung des Abtreibungsgesetzes und zur Bekämpfung von Gewalt gegen
Frauen weiterhin im Nationalkongress blockiert werden. Sie machten deutlich, dass nach ihrer
Auffassung eine stärkere Sensibilisierung und Schulung von Polizeikräften und Richtern im
Bereich der Geschlechtergleichstellung sowie härtere Strafen für geschlechtsspezifische
Gewalt notwendig sind und äußerten den Wunsch, dass die neue Verfassung einen größeren
Spielraum für Sexualaufklärung in den Schulen bieten soll. Sie vertraten darüber hinaus die
Ansicht, dass die Staatsgewalt den wahren Ursachen von Diskriminierung aufgrund der
sexuellen Ausrichtung und der Geschlechtsidentität nicht nachgeht und sich stattdessen auf die
Behandlung der sichtbaren Erscheinungen beschränkt, wobei auf eine Abstimmung zwischen
präventiven, betreuenden und disziplinarischen Instrumenten verzichtet wird.

Was die indigenen Völker anbelangt, so bestätigten deren Vertreter, dass sie in der chilenischen
Politik und Gesellschaft weiterhin diskriminierender Behandlung ausgesetzt sind, und sie
forderten die uneingeschränkte und effektive Anerkennung ihrer politischen, sozialen und
kulturellen Rechte sowie eine Veränderung der Haltung seitens der Staatsgewalt. Die Vertreter
erkannten an, dass die Wahl von Elisa Loncón zur Präsidentin des Verfassungskonvents und
die Aufnahme einer Indigenen-Quote für den Verfassungskonvent wichtige Schritte auf dem
Weg zu mehr Anerkennung und Wertschätzung der indigenen Völker sind, und sie verliehen
ihrer Hoffnung Ausdruck, dass sich dies im Verfassungstext widerspiegeln wird. Sie forderten



PE595.112v01-00 6/10 CR\1237465DE.docx

DE

außerdem wirksame Rechte in Bezug auf ihre Gebiete und Ressourcen in Form von höheren
Machtanteilen, autonomen Befugnissen und der Anerkennung der Plurinationalität Chiles.

Aus den Gesprächen mit diesen Organisationen geht allgemein hervor, dass alle diese
Organisationen große Hoffnungen in die neue Verfassung gesetzt haben und diese als
Instrument der Veränderung für den Staat und die Gesellschaft sehen. Es besteht die Hoffnung,
dass die Anerkennung der Menschenrechte zum Fundament der neuen Verfassung und damit
des neuen Staates wird, und dass dies dazu beiträgt, eine gleichberechtigtere Gesellschaft mit
mehr sozialer Gerechtigkeit zu schaffen.

Treffen auf Ministerebene

Die Delegation traf sich mit der Ministerin für Umwelt, dem Minister für Energie und Bergbau
und der stellvertretenden Ministerin für Außenbeziehungen. Im Rahmen dieser Treffen wurden
viele der bereits oben erwähnten Themen diskutiert, darüber hinaus kamen einige weitere
Themen aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich zur Sprache.

Im Bereich Umwelt wurde die Bedeutung der COP26 in Glasgow betont, damit die bei der von
Chile organisierten COP25 verabschiedeten Schlussfolgerungen fortgeführt werden. Darüber
hinaus wurde die in Chile herrschende schwere Wasserkrise angesprochen, die zum Teil auf
den Klimawandel zurückzuführen ist, und es wurde über das neue Wassergesetz berichtet, das
derzeit erörtert wird. Außerdem wurde auf ein CO2-Kompensationssystem hingewiesen, das
auf den realen Emissionen basiert und dessen Einnahmen der Steuerbehörde oder der Region
zufließen, in der sich das betreffende Industrieunternehmen befindet. Ein weiteres Thema
waren die komparativen Vorteile Chiles im Bereich der nachhaltigen Landwirtschaft und des
nachhaltigen Bergbaus.

Im Bereich Energie und Bergbau begrüßten die Mitglieder der Delegation die Zusage Chiles,
sich für Nachhaltigkeit und die Energiewende einzusetzen, wie beispielsweise in Form des
Plans zur Senkung der CO2-Emissionen bis 2050 und des Programms zur Förderung der
Solarenergie. Sie befassten sich außerdem mit der Entwicklung von grünem Wasserstoff, der
zur Diversifizierung der Energiematrix Chiles beitragen soll, und sie setzten sich für eine
Gleichbehandlung der Europäischen Union beim Zugang zu den chilenischen Rohstoffmärkten
ein. Das Ministerium für Energie und Bergbau betonte seinerseits das Potential der
Europäischen Union als Investor in Sektoren wie dem Lithium-Sektor sowie die Fortschritte,
die das neue Assoziierungsabkommen im Bereich Investitionen in Infrastruktur, nachhaltigen
Bergbau und nachhaltige Energienutzung ermöglicht. Außerdem wurde über den neuen, auf
einer nachhaltigen Ressourcennutzung basierenden Bergbauplan 2020–2050 gesprochen, über
die Beziehungen zur lokalen und indigenen Bevölkerung und über den Grundsatz eines
gerechten Übergangs, der den Schutz von energieabhängigen Gemeinschaften und von
Arbeitnehmern vorsieht, die von den Umstrukturierungsprozessen infolge der Diversifizierung
der Energiematrix betroffen sind.

Schlussfolgerung

Chile befindet sich mit einem aus den Wahlen am 21. November 2021 hervorgehenden neuen
Parlament und einem neuen Präsidenten an einem Wendepunkt in seiner Geschichte und steckt
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inmitten eines umfassenden verfassungsgebenden Prozesses, und all dies vor dem Hintergrund
der Herausforderungen der Pandemie und des Klimawandels, von dem das Land stark betroffen
ist.

Chile muss das Vertrauen in seine Institutionen wieder herstellen, den politischen Dialog und
den sozialen Zusammenhalt fördern und einen Konsens erreichen, der es ermöglicht, eine neue
Verfassung zu verabschieden, die die Grundlagen für die Zukunft des Landes schafft. Dieser
Prozess der Veränderung und des Wandels kann Chile bei guter Lenkung zu einem
wohlhabenderen und moderneren Land machen, das als Vorbild für andere Länder der Region
und weltweit dienen kann. Die Delegation im Gemischten Parlamentarischen Ausschuss EU-
Chile wird diese Entwicklung gemeinsam mit anderen Institutionen des Europäischen
Parlaments genau beobachten und bekräftigt ihre Bereitschaft, die chilenischen Behörden und
das chilenische Volk dabei zu unterstützen, diese Ziele zu erreichen.

O
O     O

Die Delegation im Gemischten Parlamentarischen Ausschuss EU-Chile möchte diese
Gelegenheit nutzen, um ihren Dank auszusprechen und die hervorragende Arbeit zu würdigen,
die von den Mitarbeitern der EU-Delegation in Chile in Vorbereitung dieses Arbeitsbesuchs
geleistet wurde und die ein weiteres Beispiel für die herausragende Leistung ist, die von den
Delegationen der Europäischen Union weltweit erbracht wird.

Anexo 1: programa final de la misión
Anexo 2: lista de participantes
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Anexo 1: Programa final de la misión

Final programme
(Version 20 September 2021)

Sunday 19 September 2021 Santiago de Chile

Individual arrivals to Santiago’s international airport Arturo Benitez and
transfer to Hotel Intercontinental, Hotel Intercontinental

Monday 20 September 2021 Santiago de Chile

9:30 Meeting with Mr. León de la Torrre, Head of the EU Delegation

11:00-11:45 Meeting with Ms. Ximena Rincon, President of the Senate

12:30-13:15 Meeting with Mr. Juan Carlos Jobet Eluchans, Minister of Energy and
Mining

13:30-14:45 Lunch with experts and professors on the constitutional reform process
- Claudia Heiss, Espacio Público, Rumbo Colectivo
- Claudio Alvarado, Instituto de Estudios de la Sociedad

15:00-15:45 Meeting with Mr. Pablo Lorenzini, Co-Chair of the EU-Chile Joint
Parliamentary Committee

16:30-17:30 Meeting with Ms. Carolina Valdivia, Undersecretary of Foreign Affairs
and acting Minister

19:30 Dinner for Members of the EP hosted by the EU Head of Delegation

Tuesday 21 September 2021 Santiago de Chile

08:30-09:15 Meeting with representatives of national human rights organisations
- Sofía Lanyon, Amnistía Internacional
- Nicole Sánchez Retamal, LEASUR
- Lidia Casas, Director Human Rights Centre, University Diego Portales

09:30-10:15 Meeting with representatives of women organisations
- Erika Montecinos, Fundadora Rompiendo el Silencio
- Danitza Pérez, Directora Abofem Asociación avocadas feministas
- Carolina Jiménez, Directora Observatorio contra el Acoso Callejero
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10:30-11:15 Meeting with representatives of indigenous communities
- Verónica de Lourdes Figueroa Huencho, Professor at the Institute of

Public Affairs, Universidad de Chile
- Ximena Llamín, Council member for the Municipality of Peñalolén

12:00-12:30 Courtesy visit to H.E. the President of the Republic of Chile,
Mr. Sebastián Piñera

13:00-14:30 Working lunch offered by the EP Delegation with the Head of the EU
Delegation in Chile, Mr León de la Torre, and the Ambassadors of the EU
Member States in Chile

15:30-16:15 Meeting with Ms. Carolina Schmidt, Minister of Environment

16:30-17:00 Meeting with Ms. Elisa Loncon and Mr. Jaime Bassa, President and Vice-
President of the Constitutional Convention

17:15-17:30 Press conference

18:45-19:10 Interview with Diario El Mercurio to Ms. Inmaculada Rodríguez-Piñero

19:30-21:00 Reception offered by the EU Delegation in Chile

Wednesday 22 September 2021 Santiago de Chile

According to flight
schedules

Transfer from hotel to Santiago’s international airport Arturo Benitez

Individual returns to Europe
(arrival to final destinations on Thursday 23 September).
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Anexo 2: Lista de participantes

FINAL LIST OF PARTICIPANTS

MEPs Group Country/ Nationality

Inmaculada RODRÍGUEZ-
PIÑERO (Chair)

S&D Spain

Leopoldo LÓPEZ GIL EPP Spain

Marc ANGEL S&D Luxembourg

Samira RAFAELA (INTA
Rapporteur)

Renew Europe The Netherlands

María Soraya RODRÍGUEZ
RAMOS (AFET Rapporteur)

Renew Europe Spain

D-CL Secretariat

Juan Carlos Pérez Navas Administrator Spain

Rebecca Alrutz Assistant Germany

Political group advisers

Pilar Ruiz Huelamo S&D Spain

Itziar Munoa Salaverria Renew Europe Spain

Interpreters

Jazmín Silva Chile

Laura Erazo Chile


